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Immissionsschutzrechtliche Stellungnahme der Gemeinde Braak

Die Gemeinde Braak nimmt gemäß § 10 Abs. 5 BImSchG i.V.m. § 11 Abs. 1 der 9. BImSchV Stellung 
zu den Anträgen der EEW Energy from Waste Stapelfeld GmbH zur Errichtung und zum Betrieb

- einer thermischen Abfallbehandlungsanlage für Siedlungsabfälle, hausmüllähnliche Gewer-
beabfälle und aufbereitete Siedlungsabfälle (Müllheizkraftwerk MHKW) und

- einer Mono-Klärschlammverbrennungsanlage mit Klärschlammtrocknung und Klärschlamm-
lagerung als Nebeneinrichtung (Klärschlammverbrennungsanlage, KVA).

1.
Die Antragsunterlagen orientieren sich an dem BVT-Merkblatt der Europäischen Kommission, das die 
besten verfügbaren Techniken (BVT) zur Vermeidung und Verminderung von Umweltauswirkungen 
eines Wirtschaftszweiges beschreibt und bei Anlagengenehmigungen von Behörden in der Europäi-
schen Union berücksichtigt werden muss.

Die Antragsunterlagen verweisen auf Seite 48/463 auf den Novellierungs-Entwurf vom 24.05.2017. 
Zwischenzeitlich liegt allerdings der finale Entwurf vom 14.12.2018 vor. Er sollte berücksichtigt wer-
den, da zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme beider Anlagen die 17. BImSchV voraussichtlich novelliert 
worden sein wird.

2.
Die gegenüber den derzeitigen Anforderungen der 17. BImSchV abgesenkten Emissions-
begrenzungen werden nicht in allen Fällen den Emissionsbandbreiten des finalen Entwurfs des BVT-
Merkblattes vom 14.12.2018 gerecht. 
Bei den Chlorverbindungen zeigen sich deutliche Abweichungen zum aktuellen Entwurf des 
BVT/BREF-Dokuments. 
Dies gilt insbesondere für die Parameter „gasförmige anorganische Chlorverbindungen, angegeben 
als Chlorwasserstoff“, „Quecksilber und seine Verbindungen.“.

Die Angabe für die Dioxine und Furane in der Tabelle 2 der Kurzfassung ist nicht korrekt. Anlage 2 
der 17. BImSchV verlangt einen Summenwert von polychlorierte Dibenzodioxine, Dibenzofurane und 
die dioxinähnlichen PCB.

3.
Der BVT-Entwurf in der Tabelle 2 der Kurzfassung weist Werte nur für die PCDD/F und für die PCDD/F 
+ dl-PCB aus. 
Mit der 2013-Fassung der 17. BImSchV wurden die PCDD/F (polychlorierte Dibenzodioxine und –fu-
rena) um eine Reihe Dioxin-ähnlicher (dl) PCB (dioxin like polychlorierte Biphenyle) ergänzt. 
Der Grenzwert der 17. BImSchV bezieht sich daher auf die Summe der in der Anlage 2 zur 17. 
BImSchV aufgeführten PCDD/F und dl-PCB. In der kritisierten Tabelle steht nur „Summe der PCDD/F“. 
Es ist also nicht eindeutig, was hinter dem beantragten Wert steckt. Diese Problematik bedarf der Klä-
rung.
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Bei den Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von potenziellen Auswirkungen auf das 
Schutzgut Klima fehlt eine Beschreibung der Arten, die für die Begrünung verwendet werden sollen. 
Es sollte durch eine Auflage sichergestellt werden, dass vor allem einheimische, standortgerechte Ge-
hölz- und Pflanzenarten gewählt werden und die Rasenflächen mit autochthonem Saatgut angelegt 
werden.

5.
Die vorgesehenen waldrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen sollen nicht im räumlichen Nahbereich 
stattfinden, ohne dass angegeben wird, wo die Maßnahmen durchgeführt werden sollen. Der Nahbe-
reich sollte in einer Auflage definiert werden.

6.
Es wird lediglich festgestellt, dass durch Kompensationsmaßnahmen im räumlichen Umfeld der Anla-
ge eine Aufwertung der dortigen Böden in Bezug auf ihre Lebensraumfunktion stattfinden soll.

Eine Auflage sollte festlegen, welche Maßnahmen genau durchgeführt werden und in welchem Ver-
hältnis der Ausgleich stattfindet.

7.
Die Werte der kumulierten Bodenzusatzbelastung bei einem Parallelbetrieb von Müllheizkraftwerk und 
Klärschlammverbrennungsanlage sind geringer als die Werte bei einem Einzelbetrieb des Müllheiz-
kraftwerks. Das Zustandekommen der geringeren Werte ist nicht nachvollziehbar.

8.
In dem lufthygienischen Fachgutachten finden sich keine Aussagen dazu, ob die Emissionen der ge-
planten Anlage höher sein werden als die der genehmigten Verbrennungsanlage.

Da die Gesamt-Feuerwärmeleistung des geplanten MHKW und der geplanten KVA höher sein wird 
als diejenige der genehmigten Verbrennungslagen dürfte es zu einer Zunahme der Wärmefeuerungs-
leistungen und damit auch zu einer Zunahme der Emissionen kommen, die in den Unterlagen nicht im 
einzelnen erläutert werden, so dass unklar ist, wie sich die Erhöhung der Emissionen auf die umlie-
genden Gemeinden auswirken wird.

9.
Müllheizkraftwerk und Klärschlammverbrennungsanlage werden eine relevante Zusatzbelastung ver-
ursachen mit Cadmium, Thallium und PCDD/F sowie der Konzentration von Benzo(a)pyren.

Unabhängig davon, ob die zugrunde gelegten Bewertungskriterien eingehalten werden, sollte diese 
Zusatzbelastung durch geeignete Auflagen verhindert werden.

10.
In dem lufthygienischen Gutachten fehlt eine Aussage dazu, ob sich die Zusatzbelastung im Vergleich 
zum vorhandenen Müllheizkraftwerk mit einer Schornsteinhöhe von 110 m erhöht.

Das geplante Vorhaben wird im Vergleich zu der genehmigten Verbrennungsanlage zu einer zusätz-
lichen Belastung durch die emittierten Luftschadstoffe führen, da die Feuerungswärmeleistung anstei-
gen und die Schornsteinhöhe deutlich niedriger sein wird.

Diese Zusatzbelastung sollte durch geeignete Auflagen verhindert werden.

11.
Im lufthygienischen Gutachten ist für die Berechnung der nassen Deposition eine Niederschlagsmen-
ge von 743 mm pro Jahr vorgegeben.

Im UVP-Bericht wird für den Standort eine Niederschlagsmenge von 770 bis 840 mm pro Jahr ge-
nannt.



Diese Niederschlagsmenge ist um 13 % höher als die für die Berechnung der nassen Deposition zu-
grunde gelegte Niederschlagsmenge.

Dies wird dazu führen, dass sich die berechneten Stoffeinträge erhöhen werden bei einer Nieder-
schlagsmenge von bis zu 840 mm pro Jahr.

Dies sollte durch geeignete Auflagen verhindert werden.

12.
Beim Müllheizkraftwerk sind die Lagermengen für Ammoniakwasser nicht angegeben.

Beim Antrag für die Klärschlammverbrennungsanlage fehlen die Angaben für HEL, Ammoniakwasser 
und Kalkhydrat.

13.
Das Brandschutzkonzept lässt nicht erkennen, ob die Notwendigkeit einer Werksfeuerwehr geprüft 
worden ist. Dies sollte nachgeholt werden.

14.
Den Unterlagen ist nicht zu entnehmen, ob die erforderlichen Löschwassermengen zur Verfügung ste-
hen. Auch insoweit sollten die Genehmigungsbescheide, falls sie ergehen sollten, mit Auflagen verse-
hen werden, die gewährleisten, dass die erforderlichen Löschwassermengen zur Verfügung stehen.

15.
Vorgelegt worden ist lediglich ein gemeinsames Brandschutzkonzept für das Müllheizkraftwerk und 
die Klärschlammverbrennungsanlage.

Da nicht sichergestellt ist, dass beide Anlagen errichtet und betrieben werden, sollten separate Brand-
schutzkonzepte für jede Anlage erstellt und geprüft werden.

16.
Im UVP-Bericht im Kapitel 3.4.22 KVA (Gerüche) ist eine Anliefermenge von 188.890 Tonnen pro Jahr 
genannt. In den Informationsveranstaltungen ist von Vertretern der Antragstellerin stets erklärt wor-
den, es würden nur 135.000 Tonnen pro Jahr angeliefert.

Die Anliefermenge ist nicht nur für die Geruchsimmissionen von Bedeutung, sondern auch für die mit 
einer Zunahme des Anlieferverkehres verbundene Schallbelastung.

Durch geeignete Auflagen ist sicherzustellen, daß die Schallimmissionen für die Anwohner gegenüber 
dem gegenwärtigen Maß nicht zunehmen werden.

Die vorgetragenen Punkte beziehen sich auf die anliegende
„Umweltfachliche Bewertung von Unterlagen im Rahmen der immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungen für den Neubau MHKW und KVA Stapel-
feld“ des im Auftrag stehenden Büro ERM, welche Bestandteil dieser Stellung-
nahme ist.
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